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Staatsvertrag iiber die Errichtung
eines Gemeinsamen Kompetenz- und Dienstleistungszentrums der Polizeien
der Linder Berlin, Brandenburg, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thiiringen
auf dem Gebiet der polizeilichen Telekommunikationsiiberwachung
als rechtsfihige Anstalt 6ffentlichen Rechts

(GKDZ-StV)

Vom 8. September 2017

Das Land Berlin, vertreten durch den Regierenden Biirgermeister, dieser vertreten durch den Senator fiir Inneres und
Sport,

das Land Brandenburg, vertreten durch den Ministerprasidenten, dieser vertreten durch den Minister des Innern und
fur Kommunales,

der Freistaat Sachsen, vertreten durch den Ministerprésidenten, dieser vertreten durch den Staatsminister des Innern,

das Land Sachsen-Anhalt, vertreten durch den Ministerprasidenten, dieser vertreten durch den Minister fiir Inneres
und Sport,

der Freistaat Thiiringen, vertreten durch den Ministerprasidenten, dieser vertreten durch den Minister fiir Inneres und
Kommunales

—im Folgenden Trigerlénder —

schliefen folgenden

Staatsvertrag

iiber die Errichtung eines Gemeinsamen Kompetenz- und Dienstleistungszentrums auf dem Gebiet der polizeilichen
Telekommunikationsiiberwachung als rechtsfahige Anstalt 6ffentlichen Rechts

—im Folgenden Anstalt 6ffentlichen Rechts —

Priambel

Eine leistungsfihige Informationstechnik (IT) ist Voraussetzung fiir eine moderne Verwaltung. Sie ist technisch-
organisatorisch, wissens- und kostenseitig eine erhebliche Herausforderung, die langfristig nur noch im Rahmen
landeriibergreifender Zusammenarbeit zu bewiltigen ist. Dies hat der Verfassungsgeber erkannt. Er hat mit Art. 91c
Grundgesetz (GG) die Grundlage fiir eine Lénderzusammenarbeit auf dem Gebiet der Informationstechnologien
geschaffen. Vor diesem Hintergrund wollen die Trigerldnder die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der polizeilichen
Telekommunikationsiiberwachung intensivieren.

In den Tragerldndern verfiigt bislang jeder Polizeibereich iiber eigene, auf die Bediirfnisse des jeweiligen Geschéfts-
bereichs zugeschnittene IT-Unterstiitzungsleistungen fiir die Telekommunikationsiiberwachung. Diese dezentralen
Unterstiitzungsprozesse sollen in einer separaten, linderiibergreifenden Organisations- bzw. Wirtschaftseinheit mit
entsprechender Rechtsform, einem kooperationsgebundenen Dienstleister auf dem Gebiet der polizeilichen Tele-
kommunikationsiiberwachung, weitestgehend gebiindelt, konsolidiert, modernisiert und damit zukunftsfdhig werden.
Grundlegende polizeifachliche Entscheidungen zur Telekommunikationsiiberwachung verbleiben in den Polizeibe-
reichen der Trigerlander. Ziele sind die Steigerung der Effizienz und die Sicherstellung einer bedarfsgerechten sowie
an der technischen und rechtlichen Entwicklung ausgerichteten Telekommunikationsiiberwachungspraxis. Aus der
Léanderkooperation werden zudem Synergieeffekte erwachsen.

Die Anstalt dient dem Zweck, die Tragerldnder landeriibergreifend, insbesondere im Wege der Auftragsverarbeitung
mit fiir die Telekommunikationsiiberwachung spezifischen IT-Leistungen, zu unterstiitzen. Es besteht eine Koopera-
tionsnotwendigkeit, weil die Aufgaben der Lénder auf dem Gebiet der polizeilichen Telekommunikationsiiberwa-
chung angesichts sich rapide entwickelnder Technologien nicht mehr zielfithrend alleine bewaltigt werden konnen.
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II.

Die Organisation und Einrichtung der Anstalt sollen den verfassungsrechtlichen Anforderungen und den Bediirfnis-
sen der Praxis hinsichtlich einer effizienten und effektiven Telekommunikationsiiberwachung unter Beriicksichtigung
der Anforderungen an den Datenschutz und der zu gewédhrleistenden Datensicherheit gerecht werden. Dabei soll die
Anstalt vor dem Hintergrund der zu gewéhrleistenden stdndigen Funktions- und Handlungsfahigkeit einen Haupt-
und einen Nebensitz aufweisen. Diese sind hochverfiigbar und ausfallsicher miteinander zu verbinden. Ziel ist es,
dass an beiden Anlagenstandorten die geschalteten MaBnahmen auf dem Gebiet der polizeilichen Telekommunika-
tionsiiberwachung und die in diesem Zusammenhang anfallenden Daten nahezu zeitgleich spiegelbildlich vorhanden
sind. Die Informationsstinde sind hierbei fortlaufend zu aktualisieren.

I11.

In personeller Hinsicht sollen in der Anstalt der Sach- und Fachverstand, der zur Entgegennahme und Aufbereitung
der Daten, die im Rahmen der polizeilichen Telekommunikationsiiberwachung anfallen, erforderlich ist, vereint
werden.

Gewihrleistet werden sollen insbesondere die Bereitstellung der Uberwachungskopien in polizeifachlich interpretier-
barer und auswertbarer Form, der technische Betrieb der Anlagen und der elektronischen Schnittstellen, die Admi-
nistration der Maflnahmen sowie die Koordination der Providerbeziehungen. Neben Aufgaben im Bereich IT-
gestiitzter Leistungserbringung und Beratung fiir die polizeiliche Telekommunikationsiiberwachung und der fiir die
Abwicklung der Geschéftsprozesse und das Personal der Anstalt erforderlichen Verwaltungsaufgaben soll die Anstalt
als Querschnittsaufgaben fiir die Auftragsverarbeitung bspw. den Datenschutz, die IT-Sicherheit, die IT-Planung und
IT-Beschaffung, das zentrale Kundenmanagement, das Stérungsmanagement und die Bereitschaftsdienste abbilden.
Die Ausgestaltung und Einrichtung der Anstalt sollen dabei innovationsoffen und somit zukunftsfahig erfolgen.

Die Landerpolizeien bleiben weiterhin fiir die polizeiliche Fallbearbeitung zur Gefahrenabwehr und Strafverfolgung

zustdndig. In ihnen werden kiinftig zentrale Ansprechstellen fiir das Gemeinsame Kompetenz- und Dienstleistungs-
zentrum gefiihrt.

§1

Errichtung, Rechtsform, Name, Sitz, anzuwendendes Recht, Dienstsiegel

(1) Die Tragerldnder errichten zum Zwecke der Entgegennahme und Aufbereitung der Daten aus der polizeilichen
Telekommunikationsiiberwachung der Tragerldnder eine rechtsfihige Anstalt 6ffentlichen Rechts.

(2) Die Anstalt trigt den Namen Gemeinsames Kompetenz- und Dienstleistungszentrum (GKDZ) der Polizeien der
Lénder Berlin, Brandenburg, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thiiringen auf dem Gebiet der polizeilichen Telekommu-
nikationsiiberwachung als Anstalt 6ffentlichen Rechts (AGR).

(3) Die Anstalt hat ihren Sitz in Leipzig. Sie unterhilt einen zweiten Standort in Dresden.

(4) Fiir die Errichtung und den Betrieb findet das séchsische Landesrecht Anwendung, soweit sich nicht aus den
nachfolgenden Bestimmungen etwas anderes ergibt.

(5) Die Anstalt flihrt ein Dienstsiegel.

§2
Trigerschaft, Finanzierung und Wirtschaftsfiihrung

(1) Tréger der Anstalt sind die vertragsschlieBenden Lander (Trédgerldnder). Diese sind gleichzeitig Benutzer der
Anstalt.

(2) Die Anstalt erhélt im ersten und im zweiten Geschéftsjahr von den Tragerldndern folgende Finanzierungsbei-
trage als Anschubfinanzierung:
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a)  Im ersten Geschiftsjahr, nach Inkrafttreten des Staatsvertrages:

vom Land Berlin: 1.534.231 €
vom Land Brandenburg: 936.830 €
vom Freistaat Sachsen: 1.550.986 €
vom Land Sachsen-Anbhalt: 868.958 €
vom Freistaat Thiiringen: 835.704 €

b) Im zweiten Geschéftsjahr:

vom Land Berlin: 2.640.691 €
vom Land Brandenburg: 1.612.456 €
vom Freistaat Sachsen: 2.669.529 €
vom Land Sachsen-Anhalt: 1.495.635 €
vom Freistaat Thiiringen: 1.438.399 €

(3) Die Trégerlander stellen jéhrlich ab dem dritten Geschéftsjahr nach Inkrafttreten dieses Staatsvertrages die nach
dem bestdtigten Wirtschaftsplan vorgesehenen finanziellen Mittel anteilig, entsprechend dem fiir die Anstalt modifi-
zierten Konigsteiner Schliissel, bereit (Finanzierungsbeitrage). Der fiir die Anstalt modifizierte Konigsteiner Schliis-
sel ist der im Bundesanzeiger verdffentlichte, auf die Trigerldnder umgerechnete und auf fiinf Nachkommastellen
gerundete Konigsteiner Schliissel. Dabei wird der im Bundesanzeiger fiir jedes Trégerland ausgewiesene prozentuale
Anteil durch die Summe der prozentualen Anteile aller Tragerlénder dividiert und anschlieBend mit 100 Prozent
multipliziert. Fiir alle Zahlungen gilt jeweils der aktuelle fiir die Anstalt modifizierte Konigsteiner Schliissel.

(4) Die Anstalt wird nach kaufménnischen Grundsitzen und wirtschaftlichen Gesichtspunkten gefiihrt. Die Anstalt
erzielt keine Gewinne. Sie arbeitet kostendeckend. Das Rechnungswesen der Anstalt ist nach den Grundsétzen der
doppelten Buchfiihrung (staatliche Doppik) ausgerichtet. Geschiftsjahr ist das Kalenderjahr. Das Néhere zur Haus-
halts- und Wirtschaftsfithrung regelt die Satzung.

(5) Die nidheren Einzelheiten der Finanzierung werden in einem Verwaltungsabkommen geregelt. Dieses kann nach
der Evaluierung gemaf § 19 auch vorsehen, dass die Anstalt Aufwandsabrechnungen fiir die Erfiillung von Aufgaben
einfiihrt.

§3
Haftung

Die Trégerlander haften fiir Verbindlichkeiten der Anstalt subsididr unbeschrénkt. Im AuBenverhiltnis gegeniiber
Dritten haften die Tréagerldnder als Gesamtschuldner, wenn und soweit sich deren Anspriiche nicht aus dem Anstalts-
vermdgen befriedigen lassen. Im Innenverhéltnis haften die Trigerldnder im Verhiltnis ihrer Anteile entsprechend
dem fiir die Anstalt modifizierten Konigsteiner Schliissel.

§4

Aufgaben, Benutzungsverhiiltnis

(1) Die Anstalt ist die zentrale Dienstleisterin der Trégerldnder auf dem Gebiet der polizeilichen Telekommunika-
tionsiiberwachung. Die Trigerlédnder benutzen die Anstalt im Wege der Auftragsverarbeitung fiir Daten aus polizeili-
chen Telekommunikationsiiberwachungen nach den jeweiligen Landespolizeigesetzen sowie nach den §§ 100a ff.
Strafprozessordnung (Kernaufgabe). Telekommunikationsiiberwachung ist die Verarbeitung von Nutzungs-, Inhalts-,
Verkehrs-, Bestands- und Standortdaten zum Zwecke der Verhiitung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung von
Straftaten sowie des Schutzes vor und der Abwehr von Gefahren fiir die 6ffentliche Sicherheit. Die Anstalt errichtet
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und betreibt IT-Systeme zur Auftragsverarbeitung von entgegengenommenen Telekommunikationsdaten, ohne poli-
zeiliche Befugnisse wahrzunehmen.

(2) Die Anstalt unterstiitzt und berét die Polizeien der Tréagerldnder als fachkundige Stelle nach Mal3gabe des Ver-
waltungsrates auf dem Gebiet der technisch-organisatorischen Realisierung polizeilicher Telekommunikationsiiber-
wachung und kann hierzu weitere Unterstiitzungsfunktionen wahrnehmen, soweit die Kernaufgabe nicht beeintrich-
tigt wird.

(3) Wurde die Anstalt mit der Datenverarbeitung auf dem Gebiet der polizeilichen Telekommunikationsiiberwa-
chung beauftragt, ist sie berechtigt, die am Ubergabepunkt gemiB § 5 Absatz 2 Satz 1 der Telekommunikations-
Uberwachungsverordnung (TKUV) bereitgestellten Daten entgegenzunehmen. Sie ist insoweit dann zugleich fiir die
Vertragsparteien zentrale Kontaktstelle im Sinne der Nummer 2 der Allgemeinen Vorbemerkung der Anlage 3 zu
§ 23 Absatz 1 Justizvergiitungs- und -entschadigungsgesetz (JVEG) zur Anforderung und Abrechnung fiir Leistungen
zur Telekommunikationsiiberwachung.

(4) Zur Erledigung ihrer Auftrige zur Datenverarbeitung hat sich die Anstalt ihrer eigenen IT-Systeme zu bedie-
nen. Die Anstalt kann sich im Ubrigen auBerhalb ihrer Kernaufgabe Dritter bedienen, insbesondere der Trigerlinder,
die der Anstalt die Inanspruchnahme von Unterstiitzungsleistungen gewdhren. Néheres wird durch die Satzung der
Anstalt oder in separat abzuschlieBenden Verwaltungsabkommen geregelt. Die oder der Sadchsische Datenschutzbe-
auftragte ist zu beteiligen. Die zulédssige Inanspruchnahme Dritter durch die Polizeien der Lénder wird durch die
Regelung nicht beschrénkt.

(5) Die zustdndige Stelle des jeweiligen Landes erteilt der Anstalt den Auftrag zur Datenverarbeitung nach Maliga-
be der in diesem Land geltenden datenschutzrechtlichen Bestimmungen.

(6) Das Nahere zur Ausgestaltung des Nutzungsverhéltnisses regelt die Benutzerordnung.

§5
Organe

Organe der Anstalt sind der Verwaltungsrat und der Vorstand.

§6

Verwaltungsrat

(1) Jedes Trégerland entsendet eine Vertreterin oder einen Vertreter in den Verwaltungsrat. Zur konstituierenden
Sitzung des Verwaltungsrates 1ddt die in § 10 bestimmte Aufsichtsbehdrde ein.

(2) Die nach § 6 Absatz | in den Verwaltungsrat zu entsendenden Vertreterinnen oder Vertreter der Trégerldnder
und jeweils eine Stellvertreterin oder ein Stellvertreter werden durch die fiir Offentliche Sicherheit und Ordnung
zusténdigen obersten Landesbehdrden jeweils fiir die Dauer von vier Jahren bestellt. Wiederholte Bestellungen sind
moglich. Der Erste Vorsitz im Verwaltungsrat wechselt nach Landern alle zwei Jahre in der Reihenfolge Sachsen,
Berlin, Brandenburg, Sachsen-Anhalt und Thiiringen. Den Zweiten Vorsitz iibernimmt die Vertreterin oder der Ver-
treter des Landes, das als nichstes die Erste Vorsitzende oder den Ersten Vorsitzenden stellen wird.

(3) Der Verwaltungsrat beschlieft {iber die grundsétzlichen Angelegenheiten der Anstalt, insbesondere tiber

1.  die Geschiftsordnung des Verwaltungsrates und ihre Anderungen,

2. die Satzung der Anstalt und ihre Anderungen,

3. die Benutzungsordnung und ihre Anderungen,

4.  Dbis zum 31. Oktober iiber den Wirtschaftsplan der Anstalt des Folgejahres,

5. die Bestellung in das und Abberufung aus dem Vorstandsamt sowie die Einstellung und Entlassung der Vor-
standsmitglieder,
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6.  die Bestellung der Abschlusspriiferin oder des Abschlusspriifers, die Feststellung des Jahresabschlusses und die
Genehmigung des Lageberichts sowie die Verwendung des Jahresergebnisses,

7.  allgemeine Vereinbarungen und MaBinahmen zur Regelung der arbeits-, dienst-, besoldungs- und versorgungs-
rechtlichen Verhiltnisse der Beschéftigten im Rahmen der gesetzlichen und tarifvertraglichen Vorgaben,

8.  die Aufnahme von Krediten,
9.  die Fiihrung von Rechtsstreitigkeiten, deren Streitwert eine in der Satzung festzulegende Grenze iibersteigt,

10. die Einleitung der Vergabe von Auftrdgen, deren Hoéhe im Einzelfall eine in der Satzung festzulegende Grenze
ibersteigt,

11.  den Abschluss von Vertrdgen mit einer Laufzeit von mehr als zwei Jahren, sofern die Verpflichtung der Anstalt
im Einzelfall eine in der Satzung festzulegende Grenze iibersteigt, oder den Abschluss von Vertrdgen mit einer
Laufzeit von mehr als fiinf Jahren,

12.  die Inanspruchnahme Dritter nach § 4 Absatz 4 Satz 2
und iliberwacht die Geschéftsfithrung des Vorstandes.

(4) Der Verwaltungsrat fasst die Beschliisse {iber seine Geschéftsordnung, die Satzung und den Wirtschaftsplan
einstimmig. Im Ubrigen werden die erforderlichen Mehrheiten bei den Beschliissen des Verwaltungsrats in der Ge-
schiftsordnung geregelt.

(5) Der Verwaltungsrat ist oberste Dienstbehorde der in der Anstalt tatigen Beamtinnen und Beamten. Er bestellt
die Mitglieder des Vorstandes, ist Dienstvorgesetzter und hoherer Dienstvorgesetzter der beamteten Vorstandsmit-
glieder und nimmt die Rechte und Pflichten der Anstalt als Arbeitgeberin gegeniiber den Vorstandsmitgliedern im
Beschiftigtenverhéltnis wahr. Der Verwaltungsrat kann seine Zustdndigkeiten als oberste Dienstbehdrde ganz oder
teilweise auf den Vorstand iibertragen.

(6) Naheres zum Verwaltungsrat regelt die Satzung.

§7
Vorstand

(1) Der Vorstand besteht aus mindestens zwei Mitgliedern. Er leitet die Anstalt und ist deren gesetzlicher Vertreter.
Der Vorstand ist Dienstvorgesetzter und hoherer Dienstvorgesetzter der in der Anstalt tétigen Beamtinnen und Beam-
ten. Er nimmt die Aufgaben der fiir die Ernennung zustdndigen Stelle und die Rechte und Pflichten der Anstalt als
Arbeitgeberin gegeniiber den Beschéftigten der Anstalt wahr, soweit sie nicht durch diesen Staatsvertrag dem Ver-
waltungsrat zugewiesen sind.

(2) Der Vorstand wird vom Verwaltungsrat fiir die Dauer von hochstens vier Jahren bestellt. Erneute Bestellungen
sind moglich. Eine vorzeitige Abberufung ist aus dienstlichen Griinden zuléssig.

(3) Der Vorstand ist berechtigt, mit beratender Stimme an den Sitzungen des Verwaltungsrates teilzunehmen,
soweit der Verwaltungsrat nichts anderes beschlief3t. Er ist verpflichtet, an den Verwaltungsratssitzungen teilzuneh-
men, wenn der Verwaltungsrat dies zuvor bestimmt.

(4) Naéheres iiber den Vorstand regelt die Satzung.

§8

Dienstherrnfihigkeit, Personalgewinnung

(1) Die Anstalt kann Beschéftigte einstellen und Beamtinnen und Beamte haben. Die Triagerlander kdnnen an die
Anstalt Beschéftigte abordnen sowie Beamtinnen und Beamte abordnen oder versetzen. Die Anstalt ist Dienstherr im
Sinne des sdchsischen Landesrechts. Auf die Rechtsverhéltnisse der Beamten der Anstalt finden das Beamtenstatus-
gesetz (BeamtStG) und die beamtenrechtlichen Vorschriften des Freistaates Sachsen Anwendung, soweit sich aus den
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Bestimmungen dieses Staatsvertrages nichts anderes ergibt. Fiir die Beschéftigten und die Auszubildenden der An-
stalt gilt der Tarifvertrag fiir den 6ffentlichen Dienst der Lander (TV-L) beziehungsweise der Tarifvertrag fiir Auszu-
bildende der Lander in Ausbildungsberufen nach dem Berufsbildungsgesetz (TVA-L BBiG) einschlieBlich der diese
Tarifvertrage ergénzenden, dndernden und ersetzenden Tarifvertrdge in der in Sachsen jeweils geltenden Fassung.
Zur Deckung des Personalbedarfs und zur Bindung von qualifizierten Fachkréften in Bereichen, die fiir die Erfiillung
des Zwecks der Anstalt von besonderer Bedeutung sind und in denen ein besonderer Fachkrdftemangel herrscht, kann
eine besondere personliche Zulage gewéhrt werden; § 16 Absatz 5 Satze 3 und 4 TV-L gelten entsprechend.

(2) Die Tragerldnder sind verpflichtet, befahigtes eigenes Personal an die Anstalt abzuordnen, sofern diese selbst
nachweislich nicht in ausreichendem Umfang Personal gewinnen konnte. Eine solche Inanspruchnahme der Tréiger-
lander bedarf eines Beschlusses des Verwaltungsrates, der die Belastung der Trigerlander unter besonderer Bertick-
sichtigung der bisherigen Personalzufiihrungen und des modifizierten Konigsteiner Schliissels (§ 2 Absatz 3) bemisst.

(3) Die Versorgungslastenteilung zwischen den Tréigerldndern und der Anstalt richtet sich nach dem Staatsvertrag
tiber die Verteilung von Versorgungslasten bei bund- und ldnderiibergreifenden Dienstherrenwechseln (Versorgungs-
lastenteilungs-Staatsvertrag) in der jeweils geltenden Fassung. Bei Abordnungen gemil § 14 Beamtenstatusgesetz
(BeamtStG) ist im Rahmen der Personalkostenerstattungen bei Beamten auch die Erhebung eines Versorgungszu-
schlages in Hohe von 30 v. H. der jeweiligen ruhegehaltfdhigen Dienstbeziige nach dem Recht des abordnenden
Dienstherrn zu vereinbaren. Dies gilt nicht, sofern es sich um Abordnungen handelt, die mit dem Ziel der Versetzung
ausgesprochen werden bzw. in eine Versetzung miinden, soweit eine Versorgungslastenteilung nach dem Versor-
gungslasten-Staatsvertrag stattfindet.

(4) Die Anstalt schafft unverziiglich nach Errichtung die Voraussetzungen fiir den Abschluss einer Beteiligungs-
vereinbarung mit der Versorgungsanstalt des Bundes und der Lander (VBL). Kommt die Beteiligungsvereinbarung
nicht zustande, stellt die Anstalt die rechtlichen Anspriiche der Beschiftigten auf eine betriebliche Altersversorgung
entsprechend § 25 TV-L bzw. § 17 TVA-L BBIG sicher.

§9

Ubertragung von Befugnissen und Zustindigkeiten

(1) Die Anstalt kann mit Zustimmung des Verwaltungsrates Verwaltungsaufgaben einschlielich einer damit ver-
bundenen automatisierten Verarbeitung personenbezogener Daten sowie der Entscheidung iiber Rechtsbehelfe im
Wege von Verwaltungsvereinbarungen gegen Erstattung der Verwaltungskosten ganz oder teilweise auf Behorden
oder Einrichtungen des Freistaats Sachsen iibertragen. Fiir die Zustimmung des Verwaltungsrates ist in diesem Fall
die Zustimmung der Vertreterin oder des Vertreters des Freistaates Sachsen im Verwaltungsrat erforderlich. Die
Ubertragung ist in geeigneter Weise bekannt zu machen.

(2) Die Anstalt kann nach Absatz 1 insbesondere folgende Verwaltungsaufgaben (Verwaltungshilfsdienstleistun-
gen) libertragen:

. die Aufgaben auf dem Gebiet der Besoldung und der sonstigen Geldleistungen nach dem Séchsischen Besol-
dungsgesetz einschlieBlich der Beihilfe sowie der Versorgung nach dem Sachsischen Beamtenversorgungsge-
setz,

. die der Anstalt als Arbeitgeber zustehenden Befugnisse in Bezug auf das Entgelt der Arbeitnehmerinnen und

Arbeitnehmer und der zur Ausbildung Beschiftigten (Auszubildende),

. die Berechnung und Anordnung der Reisekostenvergiitung und des Trennungsgeldes,
. die Durchfithrung von Beschaffungen und Vergabeverfahren sowie
. die Durchfiihrung von Fortbildungsveranstaltungen.

§ 10

Rechtsaufsicht iiber die Anstalt

Die Rechtsaufsicht iiber die Anstalt obliegt den Trigerlindern zusammen. Aufsichtsbehorde ist das Sachsische
Staatsministerium des Innern. Es fiihrt die Aufsicht im Benehmen mit den fiir Inneres zustéindigen obersten Landes-
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behorden der iibrigen Trigerldnder, soweit die Eilbediirftigkeit nicht ein unverziigliches Einschreiten gebietet. In
diesem Fall sind die zustdndigen obersten Landesbehorden der iibrigen Tragerlédnder unverziiglich zu unterrichten.

§11

Finanzkontrolle

Die Haushalts- und Wirtschaftsfiilhrung der Anstalt soll durch die Rechnungshofe der Tragerldnder gemeinsam ge-
priift werden. Hierzu kann der Sichsische Rechnungshof durch Vereinbarungen Priifungsaufgaben iibernehmen. Der
Séchsische Rechnungshof priift gem. § 111 Séachsische Haushaltsordnung (S&8HO).

§12

Anwendbares Datenschutzrecht, Auftragsverarbeitung

(1) Fiir die Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Anstalt, die nicht als Auftragsverarbeitung erfolgt,
gelten die Vorschriften des Séchsischen Datenschutzgesetzes (SdchsDSG) und der Verordnung (EU) 2016/679 des
Européischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natiirlicher Personen bei der Verarbeitung
personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-
Grundverordnung). Zustdndige Stelle fiir den Landesdatenschutz ist in diesem Fall die oder der Séchsische Daten-
schutzbeauftragte.

(2) Verarbeitet die Anstalt personenbezogene Daten im Auftrag, gelten die Vorschriften iiber den Datenschutz in
dem Auftrag gebenden Land. Die oder der Landesdatenschutzbeauftragte dieses Landes iiberwacht die Einhaltung
dieser Vorschriften, berdt die Anstalt insoweit in Fragen des Datenschutzes und nimmt das Kontrollrecht, darunter
auch ein Betretungsrecht, gegeniiber der Anstalt wahr. Die Unterrichtung iiber eine gegeniiber dem Vorstand der
Anstalt getroffene datenschutzrechtliche Aufsichtsmaflnahme einer oder eines Landesdatenschutzbeauftragten erfolgt
gegeniiber der fiir die Polizei zustdndigen obersten Landesbehorde des Landes, welches den Auftrag erteilt hat und
gegeniiber dem Séichsischen Staatsministerium des Innern als Rechtsaufsichtsbehorde.

(3) Die in den Tragerldndern fiir den Landesdatenschutz zustdndigen Landesdatenschutzbeauftragten konnen sich
ungeachtet von Absatz 2 gegenseitig einvernehmlich mit der Durchfiihrung der Kontrolle der Anstalt beauftragen.
Die oder der beauftragte Landesdatenschutzbeauftragte ist in diesen Féllen im Rahmen des Auftragsumfanges zur
Kontrolle der Anstalt berechtigt.

(4) Die Anstalt bestellt eine behordliche Datenschutzbeauftragte oder einen behdrdlichen Datenschutzbeauftragten.
Diese oder dieser hat neben den iibrigen Aufgaben insbesondere die Aufgabe fiir die im Wege der Auftragsverarbei-
tung erfolgende Datenverarbeitung durch die Anstalt die Einhaltung der jeweiligen einschldgigen Datenschutzvor-
schriften, vor allem die Vorschriften {iber den Datenschutz in dem Auftrag gebenden Land und der sich aus diesem
Staatsvertrag und den hierauf beruhenden Abkommen und Vertragen ergebenden Anforderungen zu tiberwachen. Thr
oder ihm obliegt ferner die Aufgabe der Uberwachung der Verarbeitung eigener personenbezogener Daten durch die
Anstalt nach Mal3gabe der Vorschriften des Séchsischen Datenschutzgesetzes. Die oder der behérdliche Datenschutz-
beauftragte ist der Leitung der Anstalt organisatorisch unmittelbar anzugliedern.

§13

Schutz personenbezogener Daten aus der Telekommunikationsiiberwachung

Durch den Betrieb der Anstalt darf der gesetzlich bestimmte Zugriff der jeweiligen Polizeibehdrden der Trigerldnder
auf die Datensétze der polizeilichen Telekommunikationsiiberwachung nicht erweitert werden. Die Polizeibehdrden
der Trdgerldnder diirfen auch bei der zentralen Datenvorhaltung in der Anstalt ausschlieflich auf die in ihrem Zu-
standigkeitsbereich und auf ihre Veranlassung hin erhobenen Daten zugreifen. Insoweit ist eine strikte und zuverlés-
sige Mandantentrennung zu gewéhrleisten. Soweit ein Landesrecht priaventive Telekommunikationsiiberwachung
zulésst, sind die Speicherbereiche von zu repressiven Zwecken erhobenen Daten zu trennen. Durch organisatorische
und technische MaBnahmen ist sicherzustellen, dass eine Kenntnisnahme von Daten durch Nichtberechtigte ausge-
schlossen ist. Der verfassungsrechtliche Schutz des Kernbereiches privater Lebensgestaltung ist zu gewéhrleisten.
Die Wirksamkeit der ergriffenen MaBnahmen ist vor der Inbetriebnahme der Anstalt und anschlieBend in regelmafi-
gen Abstinden nachzuweisen.
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§14

Personelle, technische und organisatorische Malinahmen
zur Gewiihrleistung des Datenschutzes und der Informationssicherheit

(1) Die Anstalt hat alle angemessenen personellen, technischen und organisatorischen Mafinahmen zu treffen, die
erforderlich sind, um eine den Bestimmungen dieses Staatsvertrages und den nach § 12 Absatz 2 des Staatsvertrages
geltenden Bestimmungen des Datenschutzrechts entsprechende Datenverarbeitung zu gewihrleisten. Hierbei ist
einheitlich derjenige Schutzbedarf fiir die Aufbewahrung und Ubermittlung von Daten zugrunde zu legen, der gemes-
sen an der Empfehlung des Bundesamtes fiir Sicherheit in der Informationstechnik im Vergleich der Tragerldnder als
der hochste anzusehen ist. Die technischen Richtlinien des Bundesamtes fiir Sicherheit in der Informationstechnik
sind entsprechend anzuwenden. Die Maflnahmen richten sich nach den im Einzelfall zu betrachtenden Risiken und
dem jeweiligen Stand der Technik.

(2) Die Grundsitze der Datenminimierung, Datenvermeidung und Datensparsamkeit sind zu beachten. Hierzu
gehort im Bereich der Kernaufgabe, dass der Umfang der Verarbeitung der im Auftrag erhobenen Daten und das
Ausmal ihrer Zugénglichkeit auf das unabdingbar Erforderliche beschrénkt werden. Datenbestinde und Kopien von
Daten, die im Zuge der Verarbeitung tempordr angelegt werden, sind zum frithestmdglichen Zeitpunkt zu 16schen.
Aulerhalb des Bereichs der Kernaufgabe diirfen nur personenbezogene Daten verarbeitet werden, deren Verarbeitung
fiir den jeweiligen bestimmten Verarbeitungszweck erforderlich ist. Diese Verpflichtung gilt fiir die Menge der erho-
benen personenbezogenen Daten, den Umfang ihrer Verarbeitung, ihre Speicherfrist und ihre Zugénglichkeit.

(3) Die nach dem jeweiligen Stand der Technik zu treffenden personellen, technischen und organisatorischen MaB-
nahmen zur Datensicherheit sind auf der Grundlage eines Sicherheitskonzepts (Absatz 4) zu ermitteln und haben
Folgendes zu bezwecken:

a)  Verwehrung des Zugangs zu Verarbeitungsanlagen, mit denen die Verarbeitung durchgefiihrt wird, fiir Unbe-
fugte (Zugangskontrolle),

b)  Verhinderung des unbefugten Lesens, Kopierens, Verdnderns oder Entfernens von Datentrégern (Datentréiger-
kontrolle),

¢)  Verhinderung der unbefugten Eingabe von personenbezogenen Daten sowie der unbefugten Kenntnisnahme,
Veranderung und Lschung von gespeicherten personenbezogenen Daten (Speicherkontrolle),

d)  Verhinderung der Nutzung automatisierter Verarbeitungssysteme mit Hilfe von Einrichtungen zur Dateniiber-
tragung durch Unbefugte (Benutzerkontrolle),

e) Gewihrleistung, dass die zur Benutzung eines automatisierten Verarbeitungssystems Berechtigten ausschlief3-
lich zu den ihrer Zugangsberechtigung unterliegenden personenbezogenen Daten Zugang haben (Zugangskon-
trolle),

f)  Gewibhrleistung, dass tiberpriift und festgestellt werden kann, an welche Stellen personenbezogene Daten mit
Hilfe von Einrichtungen zur Dateniibertragung tibermittelt oder zur Verfligung gestellt wurden oder werden
konnen (Ubertragungskontrolle),

g)  Gewibhrleistung, dass nachtraglich tiberpriift und festgestellt werden kann, welche personenbezogenen Daten zu
welcher Zeit und von wem in automatisierte Verarbeitungssysteme eingegeben worden sind (Eingabekontrolle),

h)  Verhinderung, dass bei der Ubermittlung personenbezogener Daten sowie beim Transport von Datentriigern die
Daten unbefugt gelesen, kopiert, verdndert oder geloscht werden konnen (Transportkontrolle),

i)  Gewibhrleistung, dass eingesetzte Systeme im Storungsfall wiederhergestellt werden konnen (Wiederherstel-
lung),

j)  Gewibhrleistung, dass alle Funktionen des Systems zur Verfligung stehen, auftretende Fehlfunktionen gemeldet
werden (Zuverldssigkeit) und gespeicherte personenbezogene Daten nicht durch Fehlfunktionen des Systems
beschédigt werden konnen (Datenintegritét).

Die Wirksamkeit der Maflnahmen ist unter Beriicksichtigung sich verdndernder Rahmenbedingungen und der Ent-
wicklung der Technik zu liberpriifen. Die sich daraus ergebenden notwendigen Anpassungen sind zeitnah umzuset-
zen.
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(4) Vor einer Entscheidung iiber den Einsatz oder eine wesentliche Anderung der Datenverarbeitung sind von der
Anstalt die zu treffenden personellen, technischen und organisatorischen Maflnahmen auf der Grundlage einer Risi-
koanalyse und eines Sicherheitskonzepts zu ermitteln. Dazu gehort eine Datenschutz-Folgenabschitzung hinsichtlich
moglicher Gefahren fiir das Recht auf informationelle Selbstbestimmung. Die datenschutzrechtliche Aufsichtsbehor-
de ist frithzeitig zu konsultieren. Entsprechend der technischen Entwicklung ist die Ermittlung in angemessenen
Abstinden zu wiederholen. Soweit trotz der realisierbaren Sicherheitsmafinahmen untragbare Risiken verbleiben, die
nicht durch Mafinahmen nach den Absitzen 1 und 3 oder eine Modifizierung der Datenverarbeitung verhindert wer-
den konnen, darf ein Verfahren nicht eingesetzt werden. Die Trdgerldnder bestimmen die Rahmenbedingungen der
Risikoanalyse und des Sicherheitskonzepts in der Satzung der Anstalt niher.

(5) Die Datenverarbeitung muss so organisiert sein, dass bei der Verarbeitung, der Kenntnisnahme im Rahmen der
Aufgabenerfiillung und der Einsichtnahme die Trennung der Daten nach den jeweils verfolgten Zwecken und nach
unterschiedlichen Betroffenen moglich ist.

(6) Die Anstalt bestellt eine behordliche IT-Sicherheitsbeauftragte oder einen behordlichen IT-
Sicherheitsbeauftragten.

(7) Zustindige datenschutzrechtliche Aufsichtsbehérde im Sinne des Absatzes 4 ist die oder der Sédchsische Daten-
schutzbeauftragte. Diese oder dieser iiberwacht die Einhaltung der sich aus diesem Staatsvertrag und aus der Satzung
der Anstalt ergebenden Anforderungen zur Informationssicherheit. Sie oder er stellt das Einvernehmen mit den ande-
ren Datenschutzbeauftragten her, sofern die Kernaufgabe beriihrt ist.

§15

Meldung von Verletzungen des Schutzes personenbezogener Daten
im Rahmen der Auftragsverarbeitung

Wird dem Auftragsverarbeiter eine Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten bekannt, meldet er dies der
oder dem Verantwortlichen unverziiglich.

§16

Sicherheitsiiberpriifungen

Fiir die Voraussetzungen und das Verfahren zur Uberpriifung von Personen, die von der Anstalt mit einer sicherheits-
empfindlichen Titigkeit betraut werden sollen, gilt das Sichsische Sicherheitsiiberpriifungsgesetz (SichsSUG) in der
jeweils geltenden Fassung.

§ 17
Geltungsdauer, Kiindigung

(1) Der Staatsvertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen.

(2) Er kann von jedem Tragerland durch schriftliche Erklarung gegeniiber den iibrigen Tréigerlandern jeweils zum
Jahresende mit einer Frist von fiinf Jahren gekiindigt werden. Die Kiindigung gilt auch fiir die auf der Grundlage
dieses Staatsvertrages geschlossenen Verwaltungsabkommen. Eine isolierte Kiindigung der Verwaltungsabkommen
gemil § 2 dieses Staatsvertrages ist nicht moglich.

(3) Durch das Ausscheiden eines Trigerlandes wird die Wirksamkeit des Staatsvertrages zwischen den iibrigen
Tragerlandern nicht beriihrt. Dies gilt nicht im Fall einer Kiindigung durch den Freistaat Sachsen.

(4) Im Falle der Kiindigung durch den Freistaat Sachsen wird die Anstalt mit dem Ziel der Aufldsung abgewickelt.
Die Trigerlédnder verpflichten sich zum Abschluss einer Auseinandersetzungsvereinbarung bis zum 31. Dezember des
auf die Kiindigungserkliarung folgenden Jahres. Eine Kiindigung wird erst wirksam, wenn die Auseinandersetzungs-
vereinbarung vorliegt. Die Auseinandersetzungsvereinbarung umfasst insbesondere Regelungen iiber den angemes-
senen Zeitraum bis zur Beendigung der Auftragserledigung durch die Anstalt an den Standorten in Leipzig und Dres-
den, die Verteilung des Anstaltsvermogens und die Ubernahme der bestehenden Verbindlichkeiten sowie die Kiindi-
gung oder die Ubernahme des Personals. Der vom Gesamtpersonal zu iibernehmende Anteil der einzelnen Trigerlin-
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der entspricht, sofern keine anderslautende Einigung erfolgt, ihrem Anteil nach dem modifizierten Konigsteiner
Schliissel. Erklért sich ein Land zur Aufnahme eines hoheren Anteils bereit, reduziert sich der Anteil der iibrigen
Trigerlinder entsprechend. Fiir das Ubergehen der Beamtinnen und Beamten gelten die im 3. Abschnitt des Beam-
tenstatusgesetzes und des Sichsischen Beamtengesetzes fiir den Fall des vollstindigen Ubergangs der Aufgaben einer
Korperschaft auf mehrere andere getroffenen Regelungen entsprechend.

(5) Im Falle der Kiindigung durch ein anderes Triagerland besteht die Anstalt unter Trégerschaft der tibrigen Lénder
weiter. Absatz 4 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. Die Auseinandersetzungsvereinbarung zwischen den verbleibenden
Tragerlandern und dem kiindigenden Land umfasst insbesondere eine Feststellung dariiber, welcher Teil der Beschif-
tigten der Anstalt von der Kiindigung des Landes betroffen ist. Absatz 4 Satz 5 gilt entsprechend. Die Auseinander-
setzungsvereinbarung trifft weiter Regelungen zur anteiligen Ubernahme der Beamtinnen und Beamten durch das
kiindigende Land sowie iiber die Kiindigung oder Ubernahme der weiteren betroffenen Beschiftigungsverhiltnisse.

(6) Absatz 4 ist im Falle einer einvernehmlichen Auflgsung der Anstalt entsprechend anzuwenden.

§18

Beitritt weiterer Linder

Diesem Staatsvertrag konnen weitere Lander beitreten. Der Beitritt ist schriftlich gegeniiber dem Séchsischen
Staatsministerium des Innern zu beantragen. Dieses hat die {ibrigen Trigerlédnder {iber den Eingang eines Beitrittsan-
trages unverziiglich zu unterrichten. Der Beitritt bedarf der Zustimmung der Parlamente aller Tragerlénder.

§19

Evaluierung

(1) Drei Jahre nachdem die Anstalt ihren vollstdndigen Wirkbetrieb aufgenommen hat, werden der Umfang der
zugewiesenen Aufgaben und genutzten Prozessabldufe durch die fiir Inneres zusténdigen obersten Landesbehérden
der Trigerldnder unter Mitwirkung mindestens einer oder eines unabhéngigen Sachverstdndigen im Einklang mit
wissenschaftlichen Methoden und Kenntnissen gepriift.

(2) Die fiir Inneres zustindigen obersten Landesbehorden unterrichten ihre Landesregierungen iiber das Ergebnis
der Evaluierung, insbesondere {iber einen sich hieraus ergebenden Anderungsbedarf. Die Landesregierungen berich-
ten den Landtagen iiber das Ergebnis der Evaluierung.

§20
Inkrafttreten, Ratifikation

(1) Dieser Staatsvertrag bedarf der Ratifikation. Er tritt mit Hinterlegung der letzten Ratifikationsurkunde in Kraft.
Die Ratifikationsurkunden sind bei der Sdchsischen Staatskanzlei zu hinterlegen. Der Freistaat Sachsen teilt den
iibrigen Trigerldndern den Zeitpunkt der Hinterlegung der letzten Ratifikationsurkunde mit.

(2) Dieser Staatsvertrag wird unwirksam, wenn bis spétestens zum 31. Dezember 2017 nicht mindestens vier Tré-
gerlander, darunter der Freistaat Sachsen, ihre Ratifikationsurkunden gemédf Absatz 1 Satz 3 bei der Sdchsischen
Staatskanzlei hinterlegt haben.

(3) Der Zeitpunkt des Inkrafttretens des Staatsvertrages ist in den jeweiligen Triagerlandern im Gesetz- und Ver-
ordnungsblatt bekanntzumachen.

Fiir das Land Berlin
der Regierende Biirgermeister,
vertreten durch den Senator fiir Inneres und Sport Andreas Geisel

Fiir das Land Brandenburg,
der Ministerprésident,
vertreten durch den Minister des Innern und fiir Kommunales Karl-Heinz Schroter
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Fiir den Freistaat Sachsen,
der Ministerprisident,
vertreten durch den Staatsminister des Innern Markus Ulbig

Fiir das Land Sachsen-Anhalt,
der Ministerprésident,
vertreten durch den Minister fiir Inneres und Sport Holger Stahlknecht

Fiir den Freistaat Thiiringen,
der Ministerprésident,
vertreten durch den Minister fiir Inneres und Kommunales Georg Maier

Herausgeberin: Die Prisidentin des Landtages Brandenburg



	Staatsvertrag über die Errichtungeines Gemeinsamen Kompetenz- und Dienstleistungszentrums der Polizeiender Länder Berlin, Brandenburg, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringenauf dem Gebiet der polizeilichen Telekommunikationsüberwachungals rechtsfähige Anstalt öffentlichen Rechts
	(GKDZ-StV)
	Vom 8. September 2017
	Das Land Berlin, vertreten durch den Regierenden Bürgermeister, dieser vertreten durch den Senator für Inneres und Sport,
	das Land Brandenburg, vertreten durch den Ministerpräsidenten, dieser vertreten durch den Minister des Innern und für Kommunales,
	der Freistaat Sachsen, vertreten durch den Ministerpräsidenten, dieser vertreten durch den Staatsminister des Innern,
	das Land Sachsen-Anhalt, vertreten durch den Ministerpräsidenten, dieser vertreten durch den Minister für Inneres und Sport,
	der Freistaat Thüringen, vertreten durch den Ministerpräsidenten, dieser vertreten durch den Minister für Inneres und Kommunales
	– im Folgenden Trägerländer –
	schließen folgenden 
	Staatsvertrag
	über die Errichtung eines Gemeinsamen Kompetenz- und Dienstleistungszentrums auf dem Gebiet der polizeilichen Telekommunikationsüberwachung als rechtsfähige Anstalt öffentlichen Rechts 
	– im Folgenden Anstalt öffentlichen Rechts –
	Präambel
	I.
	Eine leistungsfähige Informationstechnik (IT) ist Voraussetzung für eine moderne Verwaltung. Sie ist technisch-organisatorisch, wissens- und kostenseitig eine erhebliche Herausforderung, die langfristig nur noch im Rahmen länderübergreifender Zusammenarbeit zu bewältigen ist. Dies hat der Verfassungsgeber erkannt. Er hat mit Art. 91c Grundgesetz (GG) die Grundlage für eine Länderzusammenarbeit auf dem Gebiet der Informationstechnologien geschaffen. Vor diesem Hintergrund wollen die Trägerländer die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der polizeilichen Telekommunikationsüberwachung intensivieren.
	In den Trägerländern verfügt bislang jeder Polizeibereich über eigene, auf die Bedürfnisse des jeweiligen Geschäftsbereichs zugeschnittene IT-Unterstützungsleistungen für die Telekommunikationsüberwachung. Diese dezentralen Unterstützungsprozesse sollen in einer separaten, länderübergreifenden Organisations- bzw. Wirtschaftseinheit mit entsprechender Rechtsform, einem kooperationsgebundenen Dienstleister auf dem Gebiet der polizeilichen Telekommunikationsüberwachung, weitestgehend gebündelt, konsolidiert, modernisiert und damit zukunftsfähig werden. Grundlegende polizeifachliche Entscheidungen zur Telekommunikationsüberwachung verbleiben in den Polizeibereichen der Trägerländer. Ziele sind die Steigerung der Effizienz und die Sicherstellung einer bedarfsgerechten sowie an der technischen und rechtlichen Entwicklung ausgerichteten Telekommunikationsüberwachungspraxis. Aus der Länderkooperation werden zudem Synergieeffekte erwachsen.
	Die Anstalt dient dem Zweck, die Trägerländer länderübergreifend, insbesondere im Wege der Auftragsverarbeitung mit für die Telekommunikationsüberwachung spezifischen IT-Leistungen, zu unterstützen. Es besteht eine Kooperationsnotwendigkeit, weil die Aufgaben der Länder auf dem Gebiet der polizeilichen Telekommunikationsüberwachung angesichts sich rapide entwickelnder Technologien nicht mehr zielführend alleine bewältigt werden können.
	II.
	Die Organisation und Einrichtung der Anstalt sollen den verfassungsrechtlichen Anforderungen und den Bedürfnissen der Praxis hinsichtlich einer effizienten und effektiven Telekommunikationsüberwachung unter Berücksichtigung der Anforderungen an den Datenschutz und der zu gewährleistenden Datensicherheit gerecht werden. Dabei soll die Anstalt vor dem Hintergrund der zu gewährleistenden ständigen Funktions- und Handlungsfähigkeit einen Haupt- und einen Nebensitz aufweisen. Diese sind hochverfügbar und ausfallsicher miteinander zu verbinden. Ziel ist es, dass an beiden Anlagenstandorten die geschalteten Maßnahmen auf dem Gebiet der polizeilichen Telekommunika-tionsüberwachung und die in diesem Zusammenhang anfallenden Daten nahezu zeitgleich spiegelbildlich vorhanden sind. Die Informationsstände sind hierbei fortlaufend zu aktualisieren.
	III.
	In personeller Hinsicht sollen in der Anstalt der Sach- und Fachverstand, der zur Entgegennahme und Aufbereitung der Daten, die im Rahmen der polizeilichen Telekommunikationsüberwachung anfallen, erforderlich ist, vereint werden.
	Gewährleistet werden sollen insbesondere die Bereitstellung der Überwachungskopien in polizeifachlich interpretierbarer und auswertbarer Form, der technische Betrieb der Anlagen und der elektronischen Schnittstellen, die Administration der Maßnahmen sowie die Koordination der Providerbeziehungen. Neben Aufgaben im Bereich IT-gestützter Leistungserbringung und Beratung für die polizeiliche Telekommunikationsüberwachung und der für die Abwicklung der Geschäftsprozesse und das Personal der Anstalt erforderlichen Verwaltungsaufgaben soll die Anstalt als Querschnittsaufgaben für die Auftragsverarbeitung bspw. den Datenschutz, die IT-Sicherheit, die IT-Planung und IT-Beschaffung, das zentrale Kundenmanagement, das Störungsmanagement und die Bereitschaftsdienste abbilden. Die Ausgestaltung und Einrichtung der Anstalt sollen dabei innovationsoffen und somit zukunftsfähig erfolgen.
	Die Länderpolizeien bleiben weiterhin für die polizeiliche Fallbearbeitung zur Gefahrenabwehr und Strafverfolgung zuständig. In ihnen werden künftig zentrale Ansprechstellen für das Gemeinsame Kompetenz- und Dienstleistungszentrum geführt.
	Errichtung, Rechtsform, Name, Sitz, anzuwendendes Recht, Dienstsiegel
	(1) Die Trägerländer errichten zum Zwecke der Entgegennahme und Aufbereitung der Daten aus der polizeilichen Telekommunikationsüberwachung der Trägerländer eine rechtsfähige Anstalt öffentlichen Rechts.
	(2) Die Anstalt trägt den Namen Gemeinsames Kompetenz- und Dienstleistungszentrum (GKDZ) der Polizeien der Länder Berlin, Brandenburg, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen auf dem Gebiet der polizeilichen Telekommunikationsüberwachung als Anstalt öffentlichen Rechts (AöR).
	(3) Die Anstalt hat ihren Sitz in Leipzig. Sie unterhält einen zweiten Standort in Dresden.
	(4) Für die Errichtung und den Betrieb findet das sächsische Landesrecht Anwendung, soweit sich nicht aus den nachfolgenden Bestimmungen etwas anderes ergibt.
	(5) Die Anstalt führt ein Dienstsiegel.
	Trägerschaft, Finanzierung und Wirtschaftsführung
	(1) Träger der Anstalt sind die vertragsschließenden Länder (Trägerländer). Diese sind gleichzeitig Benutzer der Anstalt.
	(2) Die Anstalt erhält im ersten und im zweiten Geschäftsjahr von den Trägerländern folgende Finanzierungsbeiträge als Anschubfinanzierung:
	a) Im ersten Geschäftsjahr, nach Inkrafttreten des Staatsvertrages:
	vom Land Berlin:  1.534.231 €
	vom Land Brandenburg:    936.830 €
	vom Freistaat Sachsen:  1.550.986 €
	vom Land Sachsen-Anhalt:    868.958 €
	vom Freistaat Thüringen:    835.704 €
	b) Im zweiten Geschäftsjahr:
	vom Land Berlin:  2.640.691 €
	vom Land Brandenburg: 1.612.456 €
	vom Freistaat Sachsen:  2.669.529 €
	vom Land Sachsen-Anhalt: 1.495.635 €
	vom Freistaat Thüringen: 1.438.399 €
	(3) Die Trägerländer stellen jährlich ab dem dritten Geschäftsjahr nach Inkrafttreten dieses Staatsvertrages die nach dem bestätigten Wirtschaftsplan vorgesehenen finanziellen Mittel anteilig, entsprechend dem für die Anstalt modifizierten Königsteiner Schlüssel, bereit (Finanzierungsbeiträge). Der für die Anstalt modifizierte Königsteiner Schlüssel ist der im Bundesanzeiger veröffentlichte, auf die Trägerländer umgerechnete und auf fünf Nachkommastellen gerundete Königsteiner Schlüssel. Dabei wird der im Bundesanzeiger für jedes Trägerland ausgewiesene prozentuale Anteil durch die Summe der prozentualen Anteile aller Trägerländer dividiert und anschließend mit 100 Prozent multipliziert. Für alle Zahlungen gilt jeweils der aktuelle für die Anstalt modifizierte Königsteiner Schlüssel.
	(4) Die Anstalt wird nach kaufmännischen Grundsätzen und wirtschaftlichen Gesichtspunkten geführt. Die Anstalt erzielt keine Gewinne. Sie arbeitet kostendeckend. Das Rechnungswesen der Anstalt ist nach den Grundsätzen der doppelten Buchführung (staatliche Doppik) ausgerichtet. Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. Das Nähere zur Haushalts- und Wirtschaftsführung regelt die Satzung.
	(5) Die näheren Einzelheiten der Finanzierung werden in einem Verwaltungsabkommen geregelt. Dieses kann nach der Evaluierung gemäß § 19 auch vorsehen, dass die Anstalt Aufwandsabrechnungen für die Erfüllung von Aufgaben einführt.
	Haftung
	Die Trägerländer haften für Verbindlichkeiten der Anstalt subsidiär unbeschränkt. Im Außenverhältnis gegenüber Dritten haften die Trägerländer als Gesamtschuldner, wenn und soweit sich deren Ansprüche nicht aus dem Anstaltsvermögen befriedigen lassen. Im Innenverhältnis haften die Trägerländer im Verhältnis ihrer Anteile entsprechend dem für die Anstalt modifizierten Königsteiner Schlüssel.
	Aufgaben, Benutzungsverhältnis
	(1) Die Anstalt ist die zentrale Dienstleisterin der Trägerländer auf dem Gebiet der polizeilichen Telekommunikationsüberwachung. Die Trägerländer benutzen die Anstalt im Wege der Auftragsverarbeitung für Daten aus polizeilichen Telekommunikationsüberwachungen nach den jeweiligen Landespolizeigesetzen sowie nach den §§ 100a ff. Strafprozessordnung (Kernaufgabe). Telekommunikationsüberwachung ist die Verarbeitung von Nutzungs-, Inhalts-, Verkehrs-, Bestands- und Standortdaten zum Zwecke der Verhütung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung von Straftaten sowie des Schutzes vor und der Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit. Die Anstalt errichtet und betreibt IT-Systeme zur Auftragsverarbeitung von entgegengenommenen Telekommunikationsdaten, ohne polizeiliche Befugnisse wahrzunehmen. 
	(2) Die Anstalt unterstützt und berät die Polizeien der Trägerländer als fachkundige Stelle nach Maßgabe des Verwaltungsrates auf dem Gebiet der technisch-organisatorischen Realisierung polizeilicher Telekommunikationsüberwachung und kann hierzu weitere Unterstützungsfunktionen wahrnehmen, soweit die Kernaufgabe nicht beeinträchtigt wird.
	(3) Wurde die Anstalt mit der Datenverarbeitung auf dem Gebiet der polizeilichen Telekommunikationsüberwachung beauftragt, ist sie berechtigt, die am Übergabepunkt gemäß § 5 Absatz 2 Satz 1 der Telekommunikations-Überwachungsverordnung (TKÜV) bereitgestellten Daten entgegenzunehmen. Sie ist insoweit dann zugleich für die Vertragsparteien zentrale Kontaktstelle im Sinne der Nummer 2 der Allgemeinen Vorbemerkung der Anlage 3 zu § 23 Absatz 1 Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetz (JVEG) zur Anforderung und Abrechnung für Leistungen zur Telekommunikationsüberwachung.
	(4) Zur Erledigung ihrer Aufträge zur Datenverarbeitung hat sich die Anstalt ihrer eigenen IT-Systeme zu bedienen. Die Anstalt kann sich im Übrigen außerhalb ihrer Kernaufgabe Dritter bedienen, insbesondere der Trägerländer, die der Anstalt die Inanspruchnahme von Unterstützungsleistungen gewähren. Näheres wird durch die Satzung der Anstalt oder in separat abzuschließenden Verwaltungsabkommen geregelt. Die oder der Sächsische Datenschutzbeauftragte ist zu beteiligen. Die zulässige Inanspruchnahme Dritter durch die Polizeien der Länder wird durch die Regelung nicht beschränkt.
	(5) Die zuständige Stelle des jeweiligen Landes erteilt der Anstalt den Auftrag zur Datenverarbeitung nach Maßgabe der in diesem Land geltenden datenschutzrechtlichen Bestimmungen. 
	(6) Das Nähere zur Ausgestaltung des Nutzungsverhältnisses regelt die Benutzerordnung.
	Organe
	Organe der Anstalt sind der Verwaltungsrat und der Vorstand. 
	Verwaltungsrat
	(1) Jedes Trägerland entsendet eine Vertreterin oder einen Vertreter in den Verwaltungsrat. Zur konstituierenden Sitzung des Verwaltungsrates lädt die in § 10 bestimmte Aufsichtsbehörde ein.
	(2) Die nach § 6 Absatz 1 in den Verwaltungsrat zu entsendenden Vertreterinnen oder Vertreter der Trägerländer und jeweils eine Stellvertreterin oder ein Stellvertreter werden durch die für Öffentliche Sicherheit und Ordnung zuständigen obersten Landesbehörden jeweils für die Dauer von vier Jahren bestellt. Wiederholte Bestellungen sind möglich. Der Erste Vorsitz im Verwaltungsrat wechselt nach Ländern alle zwei Jahre in der Reihenfolge Sachsen, Berlin, Brandenburg, Sachsen-Anhalt und Thüringen. Den Zweiten Vorsitz übernimmt die Vertreterin oder der Vertreter des Landes, das als nächstes die Erste Vorsitzende oder den Ersten Vorsitzenden stellen wird.
	(3) Der Verwaltungsrat beschließt über die grundsätzlichen Angelegenheiten der Anstalt, insbesondere über
	1. die Geschäftsordnung des Verwaltungsrates und ihre Änderungen,
	2. die Satzung der Anstalt und ihre Änderungen,
	3. die Benutzungsordnung und ihre Änderungen,
	4. bis zum 31. Oktober über den Wirtschaftsplan der Anstalt des Folgejahres,
	5. die Bestellung in das und Abberufung aus dem Vorstandsamt sowie die Einstellung und Entlassung der Vorstandsmitglieder,
	6. die Bestellung der Abschlussprüferin oder des Abschlussprüfers, die Feststellung des Jahresabschlusses und die Genehmigung des Lageberichts sowie die Verwendung des Jahresergebnisses,
	7. allgemeine Vereinbarungen und Maßnahmen zur Regelung der arbeits-, dienst-, besoldungs- und versorgungsrechtlichen Verhältnisse der Beschäftigten im Rahmen der gesetzlichen und tarifvertraglichen Vorgaben,
	8. die Aufnahme von Krediten, 
	9. die Führung von Rechtsstreitigkeiten, deren Streitwert eine in der Satzung festzulegende Grenze übersteigt, 
	10. die Einleitung der Vergabe von Aufträgen, deren Höhe im Einzelfall eine in der Satzung festzulegende Grenze übersteigt,
	11. den Abschluss von Verträgen mit einer Laufzeit von mehr als zwei Jahren, sofern die Verpflichtung der Anstalt im Einzelfall eine in der Satzung festzulegende Grenze übersteigt, oder den Abschluss von Verträgen mit einer Laufzeit von mehr als fünf Jahren,
	12. die Inanspruchnahme Dritter nach § 4 Absatz 4 Satz 2
	und überwacht die Geschäftsführung des Vorstandes.
	(4) Der Verwaltungsrat fasst die Beschlüsse über seine Geschäftsordnung, die Satzung und den Wirtschaftsplan einstimmig. Im Übrigen werden die erforderlichen Mehrheiten bei den Beschlüssen des Verwaltungsrats in der Geschäftsordnung geregelt.
	(5) Der Verwaltungsrat ist oberste Dienstbehörde der in der Anstalt tätigen Beamtinnen und Beamten. Er bestellt die Mitglieder des Vorstandes, ist Dienstvorgesetzter und höherer Dienstvorgesetzter der beamteten Vorstandsmitglieder und nimmt die Rechte und Pflichten der Anstalt als Arbeitgeberin gegenüber den Vorstandsmitgliedern im Beschäftigtenverhältnis wahr. Der Verwaltungsrat kann seine Zuständigkeiten als oberste Dienstbehörde ganz oder teilweise auf den Vorstand übertragen.
	(6) Näheres zum Verwaltungsrat regelt die Satzung.
	Vorstand
	(1) Der Vorstand besteht aus mindestens zwei Mitgliedern. Er leitet die Anstalt und ist deren gesetzlicher Vertreter. Der Vorstand ist Dienstvorgesetzter und höherer Dienstvorgesetzter der in der Anstalt tätigen Beamtinnen und Beamten. Er nimmt die Aufgaben der für die Ernennung zuständigen Stelle und die Rechte und Pflichten der Anstalt als Arbeitgeberin gegenüber den Beschäftigten der Anstalt wahr, soweit sie nicht durch diesen Staatsvertrag dem Verwaltungsrat zugewiesen sind.
	(2) Der Vorstand wird vom Verwaltungsrat für die Dauer von höchstens vier Jahren bestellt. Erneute Bestellungen sind möglich. Eine vorzeitige Abberufung ist aus dienstlichen Gründen zulässig. 
	(3) Der Vorstand ist berechtigt, mit beratender Stimme an den Sitzungen des Verwaltungsrates teilzunehmen, soweit der Verwaltungsrat nichts anderes beschließt. Er ist verpflichtet, an den Verwaltungsratssitzungen teilzunehmen, wenn der Verwaltungsrat dies zuvor bestimmt.
	(4) Näheres über den Vorstand regelt die Satzung. 
	Dienstherrnfähigkeit, Personalgewinnung
	(1) Die Anstalt kann Beschäftigte einstellen und Beamtinnen und Beamte haben. Die Trägerländer können an die Anstalt Beschäftigte abordnen sowie Beamtinnen und Beamte abordnen oder versetzen. Die Anstalt ist Dienstherr im Sinne des sächsischen Landesrechts. Auf die Rechtsverhältnisse der Beamten der Anstalt finden das Beamtenstatusgesetz (BeamtStG) und die beamtenrechtlichen Vorschriften des Freistaates Sachsen Anwendung, soweit sich aus den Bestimmungen dieses Staatsvertrages nichts anderes ergibt. Für die Beschäftigten und die Auszubildenden der Anstalt gilt der Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst der Länder (TV-L) beziehungsweise der Tarifvertrag für Auszubildende der Länder in Ausbildungsberufen nach dem Berufsbildungsgesetz (TVA-L BBiG) einschließlich der diese Tarifverträge ergänzenden, ändernden und ersetzenden Tarifverträge in der in Sachsen jeweils geltenden Fassung. Zur Deckung des Personalbedarfs und zur Bindung von qualifizierten Fachkräften in Bereichen, die für die Erfüllung des Zwecks der Anstalt von besonderer Bedeutung sind und in denen ein besonderer Fachkräftemangel herrscht, kann eine besondere persönliche Zulage gewährt werden; § 16 Absatz 5 Sätze 3 und 4 TV-L gelten entsprechend. 
	(2) Die Trägerländer sind verpflichtet, befähigtes eigenes Personal an die Anstalt abzuordnen, sofern diese selbst nachweislich nicht in ausreichendem Umfang Personal gewinnen konnte. Eine solche Inanspruchnahme der Trägerländer bedarf eines Beschlusses des Verwaltungsrates, der die Belastung der Trägerländer unter besonderer Berücksichtigung der bisherigen Personalzuführungen und des modifizierten Königsteiner Schlüssels (§ 2 Absatz 3) bemisst.
	(3) Die Versorgungslastenteilung zwischen den Trägerländern und der Anstalt richtet sich nach dem Staatsvertrag über die Verteilung von Versorgungslasten bei bund- und länderübergreifenden Dienstherrenwechseln (Versorgungslastenteilungs-Staatsvertrag) in der jeweils geltenden Fassung. Bei Abordnungen gemäß § 14 Beamtenstatusgesetz (BeamtStG) ist im Rahmen der Personalkostenerstattungen bei Beamten auch die Erhebung eines Versorgungszuschlages in Höhe von 30 v. H. der jeweiligen ruhegehaltfähigen Dienstbezüge nach dem Recht des abordnenden Dienstherrn zu vereinbaren. Dies gilt nicht, sofern es sich um Abordnungen handelt, die mit dem Ziel der Versetzung ausgesprochen werden bzw. in eine Versetzung münden, soweit eine Versorgungslastenteilung nach dem Versorgungslasten-Staatsvertrag stattfindet.
	(4) Die Anstalt schafft unverzüglich nach Errichtung die Voraussetzungen für den Abschluss einer Beteiligungsvereinbarung mit der Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder (VBL). Kommt die Beteiligungsvereinbarung nicht zustande, stellt die Anstalt die rechtlichen Ansprüche der Beschäftigten auf eine betriebliche Altersversorgung entsprechend § 25 TV-L bzw. § 17 TVA-L BBiG sicher. 
	Übertragung von Befugnissen und Zuständigkeiten
	(1) Die Anstalt kann mit Zustimmung des Verwaltungsrates Verwaltungsaufgaben einschließlich einer damit verbundenen automatisierten Verarbeitung personenbezogener Daten sowie der Entscheidung über Rechtsbehelfe im Wege von Verwaltungsvereinbarungen gegen Erstattung der Verwaltungskosten ganz oder teilweise auf Behörden oder Einrichtungen des Freistaats Sachsen übertragen. Für die Zustimmung des Verwaltungsrates ist in diesem Fall die Zustimmung der Vertreterin oder des Vertreters des Freistaates Sachsen im Verwaltungsrat erforderlich. Die Übertragung ist in geeigneter Weise bekannt zu machen. 
	(2) Die Anstalt kann nach Absatz 1 insbesondere folgende Verwaltungsaufgaben (Verwaltungshilfsdienstleistungen) übertragen:
	• die Aufgaben auf dem Gebiet der Besoldung und der sonstigen Geldleistungen nach dem Sächsischen Besoldungsgesetz einschließlich der Beihilfe sowie der Versorgung nach dem Sächsischen Beamtenversorgungsgesetz,
	• die der Anstalt als Arbeitgeber zustehenden Befugnisse in Bezug auf das Entgelt der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und der zur Ausbildung Beschäftigten (Auszubildende),
	• die Berechnung und Anordnung der Reisekostenvergütung und des Trennungsgeldes,
	• die Durchführung von Beschaffungen und Vergabeverfahren sowie
	• die Durchführung von Fortbildungsveranstaltungen.
	Rechtsaufsicht über die Anstalt
	Die Rechtsaufsicht über die Anstalt obliegt den Trägerländern zusammen. Aufsichtsbehörde ist das Sächsische Staatsministerium des Innern. Es führt die Aufsicht im Benehmen mit den für Inneres zuständigen obersten Landesbehörden der übrigen Trägerländer, soweit die Eilbedürftigkeit nicht ein unverzügliches Einschreiten gebietet. In diesem Fall sind die zuständigen obersten Landesbehörden der übrigen Trägerländer unverzüglich zu unterrichten.
	Finanzkontrolle
	Die Haushalts- und Wirtschaftsführung der Anstalt soll durch die Rechnungshöfe der Trägerländer gemeinsam geprüft werden. Hierzu kann der Sächsische Rechnungshof durch Vereinbarungen Prüfungsaufgaben übernehmen. Der Sächsische Rechnungshof prüft gem. § 111 Sächsische Haushaltsordnung (SäHO). 
	Anwendbares Datenschutzrecht, Auftragsverarbeitung
	(1) Für die Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Anstalt, die nicht als Auftragsverarbeitung erfolgt, gelten die Vorschriften des Sächsischen Datenschutzgesetzes (SächsDSG) und der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung). Zuständige Stelle für den Landesdatenschutz ist in diesem Fall die oder der Sächsische Datenschutzbeauftragte.
	(2) Verarbeitet die Anstalt personenbezogene Daten im Auftrag, gelten die Vorschriften über den Datenschutz in dem Auftrag gebenden Land. Die oder der Landesdatenschutzbeauftragte dieses Landes überwacht die Einhaltung dieser Vorschriften, berät die Anstalt insoweit in Fragen des Datenschutzes und nimmt das Kontrollrecht, darunter auch ein Betretungsrecht, gegenüber der Anstalt wahr. Die Unterrichtung über eine gegenüber dem Vorstand der Anstalt getroffene datenschutzrechtliche Aufsichtsmaßnahme einer oder eines Landesdatenschutzbeauftragten erfolgt gegenüber der für die Polizei zuständigen obersten Landesbehörde des Landes, welches den Auftrag erteilt hat und gegenüber dem Sächsischen Staatsministerium des Innern als Rechtsaufsichtsbehörde.
	(3) Die in den Trägerländern für den Landesdatenschutz zuständigen Landesdatenschutzbeauftragten können sich ungeachtet von Absatz 2 gegenseitig einvernehmlich mit der Durchführung der Kontrolle der Anstalt beauftragen. Die oder der beauftragte Landesdatenschutzbeauftragte ist in diesen Fällen im Rahmen des Auftragsumfanges zur Kontrolle der Anstalt berechtigt. 
	(4) Die Anstalt bestellt eine behördliche Datenschutzbeauftragte oder einen behördlichen Datenschutzbeauftragten. Diese oder dieser hat neben den übrigen Aufgaben insbesondere die Aufgabe für die im Wege der Auftragsverarbeitung erfolgende Datenverarbeitung durch die Anstalt die Einhaltung der jeweiligen einschlägigen Datenschutzvorschriften, vor allem die Vorschriften über den Datenschutz in dem Auftrag gebenden Land und der sich aus diesem Staatsvertrag und den hierauf beruhenden Abkommen und Verträgen ergebenden Anforderungen zu überwachen. Ihr oder ihm obliegt ferner die Aufgabe der Überwachung der Verarbeitung eigener personenbezogener Daten durch die Anstalt nach Maßgabe der Vorschriften des Sächsischen Datenschutzgesetzes. Die oder der behördliche Datenschutzbeauftragte ist der Leitung der Anstalt organisatorisch unmittelbar anzugliedern. 
	Schutz personenbezogener Daten aus der Telekommunikationsüberwachung
	Durch den Betrieb der Anstalt darf der gesetzlich bestimmte Zugriff der jeweiligen Polizeibehörden der Trägerländer auf die Datensätze der polizeilichen Telekommunikationsüberwachung nicht erweitert werden. Die Polizeibehörden der Trägerländer dürfen auch bei der zentralen Datenvorhaltung in der Anstalt ausschließlich auf die in ihrem Zuständigkeitsbereich und auf ihre Veranlassung hin erhobenen Daten zugreifen. Insoweit ist eine strikte und zuverlässige Mandantentrennung zu gewährleisten. Soweit ein Landesrecht präventive Telekommunikationsüberwachung zulässt, sind die Speicherbereiche von zu repressiven Zwecken erhobenen Daten zu trennen. Durch organisatorische und technische Maßnahmen ist sicherzustellen, dass eine Kenntnisnahme von Daten durch Nichtberechtigte ausgeschlossen ist. Der verfassungsrechtliche Schutz des Kernbereiches privater Lebensgestaltung ist zu gewährleisten. Die Wirksamkeit der ergriffenen Maßnahmen ist vor der Inbetriebnahme der Anstalt und anschließend in regelmäßigen Abständen nachzuweisen.
	Personelle, technische und organisatorische Maßnahmenzur Gewährleistung des Datenschutzes und der Informationssicherheit
	(1) Die Anstalt hat alle angemessenen personellen, technischen und organisatorischen Maßnahmen zu treffen, die erforderlich sind, um eine den Bestimmungen dieses Staatsvertrages und den nach § 12 Absatz 2 des Staatsvertrages geltenden Bestimmungen des Datenschutzrechts entsprechende Datenverarbeitung zu gewährleisten. Hierbei ist einheitlich derjenige Schutzbedarf für die Aufbewahrung und Übermittlung von Daten zugrunde zu legen, der gemessen an der Empfehlung des Bundesamtes für Sicherheit in der Informationstechnik im Vergleich der Trägerländer als der höchste anzusehen ist. Die technischen Richtlinien des Bundesamtes für Sicherheit in der Informationstechnik sind entsprechend anzuwenden. Die Maßnahmen richten sich nach den im Einzelfall zu betrachtenden Risiken und dem jeweiligen Stand der Technik. 
	(2) Die Grundsätze der Datenminimierung, Datenvermeidung und Datensparsamkeit sind zu beachten. Hierzu gehört im Bereich der Kernaufgabe, dass der Umfang der Verarbeitung der im Auftrag erhobenen Daten und das Ausmaß ihrer Zugänglichkeit auf das unabdingbar Erforderliche beschränkt werden. Datenbestände und Kopien von Daten, die im Zuge der Verarbeitung temporär angelegt werden, sind zum frühestmöglichen Zeitpunkt zu löschen. Außerhalb des Bereichs der Kernaufgabe dürfen nur personenbezogene Daten verarbeitet werden, deren Verarbeitung für den jeweiligen bestimmten Verarbeitungszweck erforderlich ist. Diese Verpflichtung gilt für die Menge der erhobenen personenbezogenen Daten, den Umfang ihrer Verarbeitung, ihre Speicherfrist und ihre Zugänglichkeit. 
	(3) Die nach dem jeweiligen Stand der Technik zu treffenden personellen, technischen und organisatorischen Maßnahmen zur Datensicherheit sind auf der Grundlage eines Sicherheitskonzepts (Absatz 4) zu ermitteln und haben Folgendes zu bezwecken: 
	a) Verwehrung des Zugangs zu Verarbeitungsanlagen, mit denen die Verarbeitung durchgeführt wird, für Unbefugte (Zugangskontrolle),
	b) Verhinderung des unbefugten Lesens, Kopierens, Veränderns oder Entfernens von Datenträgern (Datenträgerkontrolle),
	c) Verhinderung der unbefugten Eingabe von personenbezogenen Daten sowie der unbefugten Kenntnisnahme, Veränderung und Löschung von gespeicherten personenbezogenen Daten (Speicherkontrolle),
	d) Verhinderung der Nutzung automatisierter Verarbeitungssysteme mit Hilfe von Einrichtungen zur Datenübertragung durch Unbefugte (Benutzerkontrolle),
	e) Gewährleistung, dass die zur Benutzung eines automatisierten Verarbeitungssystems Berechtigten ausschließlich zu den ihrer Zugangsberechtigung unterliegenden personenbezogenen Daten Zugang haben (Zugangskontrolle),
	f) Gewährleistung, dass überprüft und festgestellt werden kann, an welche Stellen personenbezogene Daten mit Hilfe von Einrichtungen zur Datenübertragung übermittelt oder zur Verfügung gestellt wurden oder werden können (Übertragungskontrolle), 
	g) Gewährleistung, dass nachträglich überprüft und festgestellt werden kann, welche personenbezogenen Daten zu welcher Zeit und von wem in automatisierte Verarbeitungssysteme eingegeben worden sind (Eingabekontrolle),
	h) Verhinderung, dass bei der Übermittlung personenbezogener Daten sowie beim Transport von Datenträgern die Daten unbefugt gelesen, kopiert, verändert oder gelöscht werden können (Transportkontrolle),
	i) Gewährleistung, dass eingesetzte Systeme im Störungsfall wiederhergestellt werden können (Wiederherstellung),
	j) Gewährleistung, dass alle Funktionen des Systems zur Verfügung stehen, auftretende Fehlfunktionen gemeldet werden (Zuverlässigkeit) und gespeicherte personenbezogene Daten nicht durch Fehlfunktionen des Systems beschädigt werden können (Datenintegrität).
	Die Wirksamkeit der Maßnahmen ist unter Berücksichtigung sich verändernder Rahmenbedingungen und der Entwicklung der Technik zu überprüfen. Die sich daraus ergebenden notwendigen Anpassungen sind zeitnah umzusetzen.
	(4) Vor einer Entscheidung über den Einsatz oder eine wesentliche Änderung der Datenverarbeitung sind von der Anstalt die zu treffenden personellen, technischen und organisatorischen Maßnahmen auf der Grundlage einer Risikoanalyse und eines Sicherheitskonzepts zu ermitteln. Dazu gehört eine Datenschutz-Folgenabschätzung hinsichtlich möglicher Gefahren für das Recht auf informationelle Selbstbestimmung. Die datenschutzrechtliche Aufsichtsbehörde ist frühzeitig zu konsultieren. Entsprechend der technischen Entwicklung ist die Ermittlung in angemessenen Abständen zu wiederholen. Soweit trotz der realisierbaren Sicherheitsmaßnahmen untragbare Risiken verbleiben, die nicht durch Maßnahmen nach den Absätzen 1 und 3 oder eine Modifizierung der Datenverarbeitung verhindert werden können, darf ein Verfahren nicht eingesetzt werden. Die Trägerländer bestimmen die Rahmenbedingungen der Risikoanalyse und des Sicherheitskonzepts in der Satzung der Anstalt näher.
	(5) Die Datenverarbeitung muss so organisiert sein, dass bei der Verarbeitung, der Kenntnisnahme im Rahmen der Aufgabenerfüllung und der Einsichtnahme die Trennung der Daten nach den jeweils verfolgten Zwecken und nach unterschiedlichen Betroffenen möglich ist.
	(6) Die Anstalt bestellt eine behördliche IT-Sicherheitsbeauftragte oder einen behördlichen IT-Sicherheitsbeauftragten.
	(7) Zuständige datenschutzrechtliche Aufsichtsbehörde im Sinne des Absatzes 4 ist die oder der Sächsische Datenschutzbeauftragte. Diese oder dieser überwacht die Einhaltung der sich aus diesem Staatsvertrag und aus der Satzung der Anstalt ergebenden Anforderungen zur Informationssicherheit. Sie oder er stellt das Einvernehmen mit den anderen Datenschutzbeauftragten her, sofern die Kernaufgabe berührt ist.
	Meldung von Verletzungen des Schutzes personenbezogener Datenim Rahmen der Auftragsverarbeitung 
	Wird dem Auftragsverarbeiter eine Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten bekannt, meldet er dies der oder dem Verantwortlichen unverzüglich. 
	Sicherheitsüberprüfungen
	Für die Voraussetzungen und das Verfahren zur Überprüfung von Personen, die von der Anstalt mit einer sicherheitsempfindlichen Tätigkeit betraut werden sollen, gilt das Sächsische Sicherheitsüberprüfungsgesetz (SächsSÜG) in der jeweils geltenden Fassung. 
	Geltungsdauer, Kündigung
	(1) Der Staatsvertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. 
	(2) Er kann von jedem Trägerland durch schriftliche Erklärung gegenüber den übrigen Trägerländern jeweils zum Jahresende mit einer Frist von fünf Jahren gekündigt werden. Die Kündigung gilt auch für die auf der Grundlage dieses Staatsvertrages geschlossenen Verwaltungsabkommen. Eine isolierte Kündigung der Verwaltungsabkommen gemäß § 2 dieses Staatsvertrages ist nicht möglich.
	(3) Durch das Ausscheiden eines Trägerlandes wird die Wirksamkeit des Staatsvertrages zwischen den übrigen Trägerländern nicht berührt. Dies gilt nicht im Fall einer Kündigung durch den Freistaat Sachsen. 
	(4) Im Falle der Kündigung durch den Freistaat Sachsen wird die Anstalt mit dem Ziel der Auflösung abgewickelt. Die Trägerländer verpflichten sich zum Abschluss einer Auseinandersetzungsvereinbarung bis zum 31. Dezember des auf die Kündigungserklärung folgenden Jahres. Eine Kündigung wird erst wirksam, wenn die Auseinandersetzungsvereinbarung vorliegt. Die Auseinandersetzungsvereinbarung umfasst insbesondere Regelungen über den angemessenen Zeitraum bis zur Beendigung der Auftragserledigung durch die Anstalt an den Standorten in Leipzig und Dresden, die Verteilung des Anstaltsvermögens und die Übernahme der bestehenden Verbindlichkeiten sowie die Kündigung oder die Übernahme des Personals. Der vom Gesamtpersonal zu übernehmende Anteil der einzelnen Trägerländer entspricht, sofern keine anderslautende Einigung erfolgt, ihrem Anteil nach dem modifizierten Königsteiner Schlüssel. Erklärt sich ein Land zur Aufnahme eines höheren Anteils bereit, reduziert sich der Anteil der übrigen Trägerländer entsprechend. Für das Übergehen der Beamtinnen und Beamten gelten die im 3. Abschnitt des Beamtenstatusgesetzes und des Sächsischen Beamtengesetzes für den Fall des vollständigen Übergangs der Aufgaben einer Körperschaft auf mehrere andere getroffenen Regelungen entsprechend. 
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